
joint ventures
auch mit dem VEBTRO?
Eine Frage, die überdenkenswert ist

Ein neues Modewort ist ent­
standen, was nicht nur immer 
häufiger angewendet wird, 
sondern auch schon auf erste 
praktische Ergebnisse verwei­
sen kann: Joint Ventures. Ge­
meint ist damit, daß durch kon­
struktive, internationale Zu­
sammenarbeit die technisch­
kommerzielle Basis renomier- 
ter internationaler Firmen ge­
nutzt wird, um zum gegenseiti­
gen Vorteil eigene Rückstände 
gegenüber dem aktuellen 
Weltstand abzubauen. Das 
schließt sowohl Investitionsbe­
teiligungen bei der Neuerrich­
tung bzw. Rekonstruktion von 
Produktionsstätten als auch die 
Übernahme von Know-how für 
Entwicklung, Produktion und 
Marketing ein.

Bei der dargestellten Finanz­
lage unserer Republik muß 
diesm.E. ein wichtiger Faktor 
für die schnelle Gesundung 
unserer Wirtschaft werden. 
Auch der VEB TRO ist heute an 
einem Punkt angelangt, wo 
eine kritische Selbsteinschät­
zung erforderlich ist. Nur wer 
bedenkenlos bejahen kann, 
daß nach Abschluß unserer 
komplexen Rekonstruktion aus 
eigener Kraft eine internationa­
len Ansprüchen genügende 
Produktion mit technischen, 
technologischen und ökonomi­
schen Bestwerten erreicht 
wird, die auch im NSW mit ho­
her Effektivität absetzbar ist, 
kann uneingeschränkt den bis­
her eingeschlagenen Weg fprt- 
setzen. Ich sehe derzeitig die 
Gefahr, daß wir zu spät erken­
nen, daß wir an anderer Stelle 
dringend benötigtes Volksver­
mögen in Millionenhöhe unef­
fektiv ausgegeben haben. Be­
trachten wir uns deshalb un­
sere Situation etwas genauer: 
1. Durch Rückstände sowie 
ständige Reduzierung des jähr­
lichen Bauaufkommens ist das 
Erfolgsjahr unserer komplexen 
Rekonstruktion immer weiter 
nach hinten gerückt. Das be­
deutet für unsere Volkswirt­
schaft nicht nur höheren Inve­
stitionsaufwand bei gleichblei 
benden Leistungen, sondern 
auch einen erheblichen Ausfall 
an Effektivität durch fehlende 
Produktion.

2. Aufgrund von fehlenden 
Valutamitteln wird die Rekon­
struktion nicht nach dem 
Grundsatz der Erreichung ei­
ner maximalen Steigerung der 
Arbeitsproduktivität durch Ein­
satz modernster Maschinen 
und Anlagen geprägt, sondern 
davon, auf Vorhandenes in der 
DDR sowie im RGW zurück­
zugreifen. Damit wird bereits 
heute ein technologischer 
Rückstand zu internationalen 
Firmen zum Zeitpunkt des Ab­
schlusses der Rekonstruktion 
programmiert.
3. Bei einer Rekonstruktion 
des für den VEB TRO vorgese­
henen Ausmaßes muß der 
Staat eine wesentliche Erhö­
hung des Exportes und zur Er­
höhung des Valutaaufkom­
mens insbesondere des NSW- 
Exportes fordern. Doch sind 
wir auf eine derartige Forde 
rung vorbereitet?

Haben wir in absehbarer 
Zeit
- neue, den Weltmarkt be­
stimmende Erzeugnisse, die 
auch in kapitalistischen Län­
dern konkurrenzfähig und ab­
setzbar sind?
- Erzeugnisse mit niedrigen 
Kosten und hohen Exporterlö­
sen, die nicht nur durch staatli­
che Maßnahmen (Richtungsko­
effizient) rentabel werden?
- ein Kundendienst- und Mar­
ketingsystem, das uns eine 
schnelle Reaktion auf die Erfor­
dernisse des Marktes garan­
tiert und uns die notwendigen 
lukrativen Aufträge bringt?

Wenn wir ehrlich sind, müs­
sen wir zugeben, daß wir in al­
len Punkten einen erheblichen 
Nachholebedarf haben, der 
auch mit dem Abschluß der Re­
konstruktion nicht beendet 
sein wird. Dabei bereitet mir 
unser zukünftiges Erzeugnis­
profil die größten Sorgen. 
Wollen wir mit der Rekonstruk­
tion maximale Ergebnisse er­
reichen, so können wir uns m. 
E. nur auf Schwerpunkte orien­
tieren und dafür unsere ganze Rummelsburger Kollegen mit 
Kraft sowie die vorhandenen wesentlich weniger Besorgnis 

in die Zukunft blicken lassen.
Also Joint ventures auch mit 

dem VEB TRO?

Auch mit keiner komplexen Re­
konstruktion. Deshalb müssen 
wir uns auf das konzentrieren, 
was wir können und wo wir 
diesen Beweis des Könnens be­
reits angetreten haben. Ein sol 
eher Beweis liegt für mich ins­
besondere vor, wenn Absatzfä­
higkeit im NSW nachgewiesen 
wurde. Das heißt nicht, den 
Binnenmarkt zu vernachlässi­
gen. Aber hat der Binnenmarkt 
nicht auch Anspruch auf Er­
zeugnisse mit Weltniveau? 
Joint ventures wäre m. E. eine 
Möglichkeit, die Probleme zu 
lösen, die uns derzeitig am 
meisten belasten. Ich zähle 
dazu u. a. unsere Schaltgeräte­
produktion sowie die Herstel­
lung öldichten Gusses. DM- 
halb wäre es sicher kein Feh­
ler, mit Firmen wie AEG, Sie­
mens o. ä. Sondierungsgesprä­
che über die Modernisierung 
unserer Produktionsanlagen, 
die Aufnahme von Wissen­
schaftskooperation, das ge­
meinsame Auftreten auf den 
Absatzmärkten usw. sowie den 
damit verbundenen Bedingun­
gen zu führen. Ich plädiere da­
mit nicht für einen Ausverkauf 
der DDR bzw. dafür, daß wir 
Billiglohnland für ausländische 
Firmen werden. Unsere natio­
nale Eigenständigkeit muß bei 
solchen Verhandlungen unbe­
dingt gesichert werden. Aber 
sollte nicht auch bei uns die Ri 
sikobereitschaft für das Be 
schreiten neuer Wege erhöht 
werden?

Joint ventures ist nur ein 
Weg. Ein Weg, der von kurzfri­
stigen Erfolgen ausgeht, der 
wie jeder andere Weg aber 
auch Geld kostet - in der Re 
gel Valuten. Die Erwirtschaf­
tung dieser Valuten könnte m. 
E. durch einen anspruchsvol­
len NSW-Export von Stufen­
schaltern und optimierten 
Wandlern erreicht werden. 
Dies würde nicht nur Valuten 
bringen, sondern auch unsere

Mittel einsetzen. Eine Produk­
tionspalette wie,in unserem Be­
trieb ist nicht in wenigen Jah­
ren komplett aus eigener Kraft 
auf Weltniveau umzustellen. Ralf Sklarek, Ö

Genosse Tho­
mas Krause,am­
tierender ste//- 
vertretender Par 
te/sekretär der 
SED-Befr/ebspar- 
te/organ/sat/on 
des TRO, gehört 
zu den De/eg/er- 
ten des Sonder­
parteitages. 
Über die erste 
Beratungsnacht 
des Parteitages 
sprach 
„TA4fO"-Redak 
feur Uwe Spacek 
mit Thomas 
Krause.

Nach dem ersten
Beratungsmarathon des
SED-Sonderparteitages

in den letzten Wochen spitzte 
[ sich die Situation der SED dra- 
. matisch zu. in dieser Krise, die 
' noch längst nicht ausgestanden 
I ist, begann der außerordentii- 
] ehe Parteitag. Zu den Delegier- 
. ten gehörte Genosse Thomas 
' Krause aus dem VEB TRO. Mit 
] ihm sprach „DER TRAFO" nach 
[ dem ersten Beratungsmarathon.

Mit welchen Erwartungen bist 
' du zum ersten Teil des Sonder- 
I Parteitages gegangen?
I Auf alle Fälle habe ich erwar- 
. tet, daß sich unsere Partei offen 
' zur Verantwortung für den 
I schlimmen Zustand unserer Ge- 
I Seilschaft bekennt, daß sie kon­

sequent mit ihrer Vergangenheit
I abrechnet. Diese Erwartung hat 
I sich im wesentlichen erfüllt.
I Weitere Erwartungen hatte ich 

in einem Diskussionsbeitrag for-
' muliert, den zu halten ich als 
[ Auftrag unserer Grundorganisa- 
I tion bekam. In diesem Auftrag 

sollte und wollte ich fordern,
I daß unter anderem folgende ) 
} Eckpunkte für die Ausarbeitung ] 

eines neuen Statuts und Pro- , 
gramms sind: klares, eindeutiges ' 
Bekenntnis zu einer lebendigen [ 
und schöpferisch weiterentwik- [ 
kelten marxistisch-leninistischen 
Weltanschauung sowie zu allen ' 
Traditionen und Strömungen der ) 
revolutionären Sozialdemokra- < 
tie, Leitlinien für die Konzeption 
einer neuen Gesellschaftsstrate- I 
gie mit eindeutigem Bekenntnis [ 
zum Sozialismus und zu eindeuti-, 
gen Aussagen zum gesellschaftli­
chen Eigentum an Produktions- I 
mitteln in den bestimmenden Be- I 
reichen unserer Volkswirtschaft. . 
Da diese und andere Stand- ' 
punkte in anderen Diskussions- )

. beiträgen formuliert wurden, L

entschloß ich mich, meine Wort­
meldung zurückzuziehen. Wich­
tig war, solche Positionen sind 
vertreten worden. Auch viele an­
dere Genossen zogen ihre Dis­
kussionswünsche aus diesen 
Gründen zurück.

Wie schätzt du den Verlauf 
des ersten Teils des Sonderpar­
teitages ein?

Man muß davon ausgehen, 
daß die Hinhaltetaktik der Partei­
führung unter Egon Krenz viele 
ehrliche Genossen aus den Rei­
hen unserer Partei trieb. 
(Fortsetzung auf Seite 2)
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im
November

Als Bestarbeiter der 
triebe und Direktorate 
Monat November wurden 
folgende Kollegin und 
gen ausgezeichnet: 
Günter Langer, A 
Bernd Biehle, G 
Barbara Hövel, K 
Henry König, N 
Norbert Brehler, S 
Heinz Misseiwitz, V 
Dieter Lange, T.

Be 
im

Kolle-

unse-Atten Bestarbeitern 
ren herzlichen Glückwunsch 
zur Ehrung!

www.industriesalon.de
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Nach dem ersten 
Beratungsmarathon des 
SED-Sonderparteitages

Fortsetzung von Seite 1. Ein 
weiteres Hinauszögern hätte 
das Risiko einer faktischen 
Selbstauflösung erheblich ver­
größert. Die Entscheidung, 
den Sonderpärteitag vorzuzie­
hen, war höchst verantwor­
tungsbewußt. Dadurch war je­
doch kaum Zeit, den Parteitag 
inhaltlich ordentlich vorzube­
reiten. Man merkte das an den 
Dokumententwürfen. Auch die 
Delegierten hatten weniger 
Zeit zur Vorbereitung.

Die Diskussion verlief sehr 
kontrovers, die Standpunkte 
waren oft gegensätzlich. Das 
ging bis zur Auffassung, die 
SED solle sich selbst auflösen. 
Ich bin der Meinung, die kla­
ren Worte des Genossen Mo­
drow verdeutlichten jedem De­
legierten den Ernst der Situa­
tion, den eine solche Entschei­
dung hervorgerufen hätte. Auf 
dieser Grundlage wurde es 
möglich, daß wir einstimmig 
gegen die Selbstauflösung ab­
stimmten. Die Mehrheit ent­
schied sich aber, einen neuen 
Namen zu finden.

Mit weichen Gefühlen bist 
du Sonnabendmittag aus der 
Dynamohatie gegangen?

Nach der langen Nacht war 
ich erstmal sehr müde. Aber 
ich war auch erleichtert. Denn 
die geleistete Arbeit und die 
gefaßten Beschlüsse zeigen, 
unsere Partei bekennt sich zu

Ergänzung zum Artikel 
„Probleme und Anregungen 

aus der Zwischenverteidigung"
Bezugnehmend auf den Arti­

kel „Probleme und Anregungen 
aus der Zwischenverteidigung" 
im „TRAFO" Nr. 45/89 möchte 
ich ein paar Ergänzungen ma­
chen.

Die Entwicklung neuer Erzeug­
nisse ist in erster Linie eine Auf­
gabenstellung des gesamten Be­
triebes. Beteiligt sind neben der 
Schalterentwicklung die Ferti- 
gungs-' und Montagetechnolo­
gien, der Fertigungsmusterbau/ 
Labore, der Werkzeugbau sowie 
die mechanischen Vorwerkstät­
ten und die Montage. Bei einem 
exakten Zusammenspiel im Rah­
men der F- und E-Nomenklatur 
ist eine effektive Überleitung 
neuer Erzeugnisse in die Produk­
tion gegeben.

Grundsätzlich ist davon auszu­
gehen, daß die Konstruktion ef­
fektiv und ökonomisch arbeitet. 
Die Technologien müssen den 
modernen Anforderungen ge 
recht werden. Die Fertigungs­

Reagiert...
... auf „TRAFO" Nr. 48/89, 

Seite 7 „Viele Stammpatienten 
von der Ausreise ihres Arztes 
tief betroffen"

Hiermit bitte ich um die Rich­
tigstellung der Aussage zu freien 
Planstellen in der Poliklinik. Aus­
gereist ist nur eine Ärztin, Frau 

ihrer Verantwortung und ist 
bereit, die Schuld abzutragen. 
Erleichtert bin ich auch, daß 
wir aus einer anfänglich ratlo­
sen Situation zu einer tragfähi­
gen Grundlage für die Fortset­
zung des Parteitages fanden. 
Im ersten Teil des Parteitages 
war die Gefahr der Spaltung 
unserer Partei geradezu kör­
perlich zu spüren. Es gelang, 
das in der Nacht zum 9. De­
zember vorerst zu verhindern. 
Wie nutzt du die Zeit bis zur 
Fortsetzung des Parteitages?

Voranstellen möchte ich, 
daß das Interview , nach dem 
zweiten Teil des Parteitages 
veröffentlicht wird. Die Leser 
werdenalsowissen, obich, ob 
die anderen Delegierten die 
Zeit richtig genutzt haben. Ich 
werde bis zur Fortsetzung der 
Beratungen die vorgeschlage­
nen Dokumente mit unseren 
Genossen diskutieren, mich 
mit ihren Standpunkten ver­
traut machen. Das ist notwen­
dig, um - wenn erforderlich - 
auf dem Parteitag aufzutreten 
und die Meinung der Mehrheit 
der Genossen des VEB TRO 
vertreten zu können. Es geht 
dort um die Bestimmung des 
Inhaltes, des Wirkens der Par­
tei unter den äußerst schwieri­
gen Bedingungen in der Partei 
und im Land! Beides muß auch 
für die Genossen des TRO 
tragbar sein.

muster müssen quafitäts- und 
termingerecht produziert wer­
den. Die VWP müssen bei der 
Überleitung in die Fertigung vor­
handen sein. Sollte dieses Zu­
sammenspiel unterbrochen sein, 
kommt es zur Verzögerung bei 
der Einführung neuer Erzeug­
nisse und somit zu einem enor­
men Kostenanstieg.

Da aber diese Kette des Zu­
sammenwirkens in unserem Be­
trieb mehrfach unterbrochen 
wurde, ist es zu diesem hohen 
Verbrauch von F- und E-Mitteln 
gekommen. Daraus ist zu erken­
nen, daß der gesamte Überlei­
tungsprozeß neuer Erzeugnisse 
im VEB TRO seit Jahren nicht be­
herrscht wird und einer dringen­
den Neuordnung bedarf, um 
den Anforderungen in bezug auf 
die Eigenerwirtschaftung ge­
recht zu werden.

Claus Förster 
AGL-Vorsitzender S

Dr. Kämpfe. Alle anderen ge­
nannten Fachrichtungen wie 
Chirurgie oder Orthopädie, 
HNO und Innere Medizin sind 
unbesetzt, aber nicht durch Aus- 
reisel

MR Dr. Wustrau 
Ärztlicher Direktor

Woher kommen 
die Container?

Bald soll er verschwunden 
sein, der Container vor der 
Geax, für Aufsehen hatte er alle­
mal gesorgt? Nicht nur seiner 
westlichen Herkunft wegen. Fra­
gen tauchten auf, was es mit 
dem Container auf sich hat.

Insgesamt sind es zwei Büro­
container, die der VEB TRO er 
halten hat. Ein entsprechendes 
Angebot kam vom Kombinat, un­
ser Betrieb bewarb sich dafür. 
Die entsprechenden Importmit­
tel wurden uns zentral zur Verfü­
gung gestellt. Nach Aussage von 
G-Direktor Eckehard Rickmann 
belasten die Kosten nicht die 
Mittel, die für die Rekonstruktion 
des VEB, TRO geplant sind. Ur­
sprünglich gingen die Überle­
gungen dahin, mit den Bürocon­
tainern die Arbeitsbedingungen 
für die Außenmontage, den Ver­
sand oder für mit der Reko be­
faßten TROjanern zu verbes­
sern. Inzwischen ergab sich ein 
dringender Aufstellungsort im 
Zusammenhang mit dem Abriß 
der Messehaile 22 in Leipzig. Im 
Februar werden die Container in 
Leipzig aufgestellt, damit die für 
die Vorbereitung und Durchfüh­
rung der Leipziger Messe zu­
ständigen TROjaner vertretbare 
Arbeitsbedingungen vorfinden. 
Bis dahin stehen die Bürocontai­
ner im Lager Altglienicke, damit 
sie die sowieso eingeschränkten 
Freiflächen nicht zusätzlich bela­
sten. u. S.

Brandschutz in der Heizperiode
In der jährlichen Brandstatistik' 

sind Brände in den Wohnstätten 
leider immer noch sehr zahl­
reich vertreten. Oftmals sir^ 
auch als Folge von Bränden 
Menschenleben als Opfer zu be 
klagen. Welches auch immer die 
Brandursachen sein mögen, sie 
sind - wie die Praxis beweist - 
mit wenigen Ausnahmen auf 
Fahrlässigkeit, Leichtsinn und 
auf Unkenntnis der elementar­
sten Brandschutzbestimmungen 
zurückzuführen. Das zeigt, daß 
viele Menschen den Fragen des 
Brandschutzes auch heute noch 
nicht die notwendige Aufmerk­
samkeit schenken.

Die Grundvoraussetzung des 
vorbeugenden Brandschutzes 
sind Ordnung und Sauberkeit. 
Feuerstätten aus Stein oder Ka­
cheln und Gasfeuerstätten sind 
im Umkreis von 25 Zentimetern 
von allen brennbaren Stoffen 
und Gegenständen frei zu hal­
ten. Bei eisernen Offen mit Scha­
mottfüllung muß der Abstand 50 
Zentimeter betragen. Für Kü­
chenherde ist ein Abstand, ge­
messen zwischen der Abstell­
platte des Herdes und den Kan­
ten der Einrichtungsgegen­
stände, von mindestens einem 
Zentimeter einzuhalten. Sind 
keine Abstellplatten vorhanden,

Es geht um grundlegende Erneuerung 
unserer Freundschaftsgesellschaft

Liebe Freundinnen und Freunde!
Der Zentralvorstand der Gesell­

schaft für Deutsch-Sowjetische 
Freundschaft hat sich auf seiner5.Ta­
gung im Ergebnis einer kritischen 
und selbstkritischen Aussprache für 
eine grundlegende Erneuerung der 
Freundschaftsgesellschaft ausgespro 
chen und dazu Vorschläge unterbrei­
tet.

Wir wollen eine Gesellschaft für 
Deutsch-Sowjetische Freundschaft, 
e die ihrem Namen wieder Ehre 
macht und den Interessen der Mit­
glieder gerecht wird,
* als Heimstatt für Menschen, die 
tiefe Gefühle der Sympathie und 
Freundschaft mit der Sowjetunion he 
gen,
e die mithilft, Erfahrungen von Pere­
stroika in der UdSSR für unser Land 
zu erschließen und damit selbst aktiv 
für eine tiefgreifende Erneuerung des 
Sozialismus in der DDR wirkt,
edie Bürger aller Klassen und 
Schichten unabhängig von Parteizu­
gehörigkeit, Weltanschauung und re­
ligiösem Bekenntnis auf der Grund­
lage echter Freiwilligkeit vereinigt 
und sich als selbständige unabhän­
gige Organisation profiliert,

e die ihre organisatorische Basis in 
Betrieben, Genossenschaften, Ein­
richtungen sowie in städtischen und 
ländlichen Wohngebieten sieht und 
künftig auch durch Klubs und Interes 
sengemeinschaften differenzierten 
Wünschen und Erwartungen der Mit­
glieder entsprechen wili,
* mit demokratischem Charakter 
und überschaubaren Aufgaben, die 
sich in ihrer Arbeit konsequent von 
Formalismus, Bürokratie und Zahlen­
hascherei freimacht.

Wir bitten um Ihre engagierte Mit­
arbeit!

* Ihr Bekenntnis und Ihre Tat für die 
deutsch-sowjetische Freundschaft 
sind gerade jetzt gefragt.

* Lassen Sie uns gemeinsam etwas 
tun, damit die Freundschaft für die 
Menschen spürbar und auch mit 
Hilfe unserer Organisation erlebbar 
wird.

* Sorgen wir dafür, daß unsere Ge­
sellschaft Vertrauen und Ansehen ge

muß der Abstand mindesten 
acht Zentimeter betragen. In 
Wohnungen mit Holzfußböden 
ist vor den Feuerungs- und 
Ascheöffnungen der Öfen und 
Herde, sofern diese nicht auf ei­
nem nichtbrennbaren Sockel mit 
entsprechenden Überständen 
aufgestellt sind, ein Ofenblech 
(0,75 Millimeter stark) anzubrin­
gen. Der Überstand vor den Öff­
nungen muß nach vorn minde­
stens 33 Zentimeter und seitlich 
mindestens 12 Zentimeter beid­
seitig betragen.

Zur Inbetriebsetzung von Feu­
erstätten dürfen keine brennba­
ren Flüssigkeiten, Bohnerwachs 
und dergleichen benutzt wer­
den! Drosselklappe und Ofentü­
ren dürfen erst geschlossen wer­
den, wenn die Kohle vollkom­
men durchgebrannt ist, sich also 
keine Flammen mehr zeigen.

Das Trocknen bzw. Lagern 
von Holz und anderen brennba­
ren Stoffen auf, an, über und 
unter den Öfen bzw. in den 
Herd- und Ofenröhren sowie das 
Trocknen von brennbaren Ge­
genständen an Rauchabzugsroh­
ren ist verboten. Asche ist in 
nichtbrennbaren Behältern mit 
einer nichtbrennbaren Abdek- 
kung aufzubewahren oder zu 
transportieren. Aschengruben 
sind mit einer nichtbrennbaren 

winnt und sich auch jenen Mitglie­
dern zuwenden kann, die von ihr ent­
täuscht wurden.

Wir wollen den Erwartungen der 
Mitglieder gerecht werden

e durch vielseitige politische, kultu­
relle und gesellige Veranstaltungen, 
die Dialog, Kommunikation, Unterhal­
tung und Information , über die So­
wjetunion miteinander verbinden,

e durch erlebnisreiche Begegnun­
gen mit sowjetischen Freunden,

e durch eine attraktive „FREIE 
WELT" und andere interessante 
Druckmaterialien,

* durch interessante Angebote in 
den 26 Häusern der DSF.

Wir wollen den Wünschen und 
Vorschlägen der Mitglieder entspre­
chen, indem wir uns einsetzen

e für eine reale umfangreiche Be­
richterstattung über Perestroika in 
der UdSSR durch die DDR-Medien;

* für mehr Öffentlichkeit in den Me­
dien für die Gesellschaft für DSF und 
ihre Mitglieder;

* für die Einführung von mehr den 
Interessen der Mitglieder entspre-, 
chenden sowjetischen Presseerzeug­
nissen und Filmen sowie breite Infor­
mationen über neue Werke sowjeti­
scher Literatur und Kunst;

e für bessere Bedingungen für den 
gegenseitigen Tourismus, einschließ­
lich wesentlich mehr Möglichkeiten 
des Individualtourismus von Bürgern 
der DDR und der UdSSR.

Der Zentralvorstand hat auf seiner 
5. Tagung die Einberufung eines au­
ßerordentlichen Kongresses im I. 
Quartal 1990 beschlossen.

Zur Vorbereitung dieses Kongres 
ses sind Ihre Ideen und jeder Vor­
schlag erwünscht.

IhreVorschlägenehmenu.a. Frd. 
Joachim Kortenbeutel, ihr Bereichs 
vorsitzender oder -kassierer entge­
gen. Sie können Ihre Vorschläge 
auch in das Postfach 28 stecken.

Abdeckung zu versehen. Asche 
darf nicht auf oder unter Trep 
pen oder Podesten sowie in Bo­
denräumen, Kellern, Holzschup­
pen und in der Nähe von brenn­
baren Stoffen aufbewahrt wer­
den. Bei der Lagerung fester 
Brennstoffe (Holz, Rohbraun­
kohle, Briketts) ist folgendes zu 
beachten:
- nicht mit anderen leicht- oder 
selbstentzündlichen Stoffen zu­
sammen lagern
-nicht in Räumen lagern, d'e 
erhöhten, die Selbstentzündung 
fördernden Temperaturen aus­
gesetzt sind
- nicht auf dem Abrieb früherer 
Kohlenvorräte lagern

Selbstverständlich ist der Um­
gang mit Feuer und offenem 
Licht in Räumen, in denen 
Brennstoffe lagern, untersagt.

Liebe Kollegen, beachtet diese 
Hinweise! Haltet die Verhaltens­
anordnung Brandschutz ein! Nur 
so kann jeder sich und sein per­
sönliches Eigentum, aber auch 
wertvolles Volkseigentum vor 
Schaden durch Brände schützen 
und bewahren.

Für weitere Ratschläge und 
Hinweise steht die Feuerwehr je­
derzeit gern zur Verfügung.

Rudolf Berthold 
Oberbrandinspektor

www.industriesalon.de
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Weitere Möglichkeiten zur
Leistungsstimulierung

Erste Vereinbarungen zwischen dem neuen Ministerium für 
Maschinenbau und dem ZV der !G Meta!) mit Güitigkeit ab 1.12.89

3.2. Der Leistungszuschlag wird 
zusätzlich zu den bisherigen 
Lohnbestandteilen bzw. zum lei­
stungsorientierten Gehalt ge­
zahlt. Er kann in seiner gesamten 
Höhe den geltenden Endsatz der 
betreffenden Gehaltsgruppe bei 
Werktätigen mit leistungsorien­
tiertem Gehalt überschreiten.
3.3 Werden in Betrieben bereits 
Regelungen zur Stimulierung 
der Werktätigen zu hohen Lei­
stungen bei Unterbesetzung an­
gewendet, so sind sie bei der 
Gewährung des Leistungszu­
schlages mit einzubeziehen. Be­
reits höher festgelegte Stimulie­
rungsbeträge sind weiter zu ge­
währen.
3.4. Die Leistungszuschläge sind 
nicht anzuwenden, wenn ein 
zeitweilig aufgabengebundener 
Zuschlag entsprechend §98 (2) 
AGB gezahlt wird.
3.5. Die konkreten betrieblichen 
Bedingungen zu dieser Verein­
barung sind zwischen dem Be­
triebsdirektor und der Betriebs­
gewerkschaftsleitung zu verein­
baren.
4 Schlußbestimmungen
Die Vereinbarung tritt mit Wir­
kung vom 1.12. 1989 in Kraft. 
Notwendige Änderungen sind 
zwischen den Tarifpartnern Mi­
nisterium für Maschienenbau 
und ZV IG Metall zu vereinba­
ren.
Auf der Grundlage der Istergeb- 
nisse per November 1989 und 
der vorliegenden Vorschau der 
Betriebsteile und Fachdirekto­
rate zum Jahresende 1989 errei­
chen wir als VEB TRO „keine 
vollständige Planerfüllung bei 
Unterbesetzung" (Fehl von Ar­
beitskräften). In entscheidenden 
Leistungskennziffern, wie Staats­
plan- und Ministerpositionen 
(ELN: Trafo EV, HS-Schaltgeräte, 
Wandler, Konsumgüter gesamt, 
Modelle, Erzeugnisse der Robo­
tertechnik), Export SW und 
NSW, abgesetzte und herge­
stellte Warenproduktion, Ar­
beitsproduktivität (Basis IWP), 
Themen und Ereignisse in Wis­
senschaft und Technik müssen 
wir zum Teil erhebliche Unterer­
füllungen Und gleichzeitig Ver­
tragsrückstände im Inland und 
Export per Dezember 1989 aus­
weisen.
Vorliegende Informationen besa­
gen z. Z., daß entsprechend der 
Regierungserklärung vor der 
Volkskammer 1989 keine Plan­
entscheidungen mehr getroffen 
werden. Unsere Bemühungen 
verfolgen das Ziel, zumindest 
eine Übertragung des 1989 
durch Arbeitskräfteweggang 
freigewordenen Lohnfonds nach 
1990 zu erreichen.
2 Vereinbarung zur Erhöhung 
der teistungsorientierten Ge­

der 
bei 
No-

der

1. Vereinbarung über die An­
wendung eines Leistungszu­
schlages zur Stimulierung 
vollständigen Planerfüllung 
Unterbesetzung vom 23. 
vember 1989
Zur stärkeren Anerkennung 
Leistungen der Werktätigen in 
den Kombinaten, Betrieben und 
Einrichtungen bei der Erfüllung 
des Planes mit weniger als den 
geplanten Arbeitskräften wird 
zwischen dem Ministerium für 
Maschinenbau und dem Zentral­
vorstand der Industriegewerk­
schaft Metall folgendes verein­
bart:
1. Geltungsbereich: Diese Ver 
einbarung gilt für alle Betriebe 
und Einrichtungen des Ministe­
riums für Maschinenbau.
2. Gewährung von Leistungszu- 
schiägen
2.1. Betriebe und Einrichtungen, 
die bei Unterschreitung des Ar­
beitskräfteplanes den Plan erfül­
len, können den geplanten Lohn­
fonds in voller Höhe in An 
Spruch nehmen.
2.2 Die durch diese Unterschrei­
tung freien Lohnmittel können 
unter anderem verwendet wer­
den:
- für Leistungszuschläge bis zu 
150 Mark monatlich für Werktä­
tige, die durch hohe Leistungen 
zur Planerfüllung beigetragen 
haben.
Diese Zuschläge sind nicht zu 
gewähren, sofern die höheren 
Leistungen bereits auf andere 
Weise stimuliert werden. Es be­
steht kein Rechtsanspruch auf 
die Zahlung dieses Zuschlages. 
Er entfällt, wenn die Gründe für 
seine Gewährung nicht mehr ge­
geben sind.
- für Lohnmaßnahmen bei plan 
wirksamer Einsparung von Ar­
beitsplätzen. Wird auf Initiative 
der Werktätigen eine ständige 
Einsparung der betreffenden Ar­
beitsplätze erzielt und der Ar 
beitskräfteplan entsprechend re­
duziert, können 50 Prozent der 
eingesparten Lohnmittel für 
Lohnmaßnahmen eingesetzt 
werden, die auch im Folgejahr 
wirksam bleiben. Diese Maßnah­
men sind aus dem geplanten 
Lohnfonds des Folgejahres zu fi­
nanzieren.
3. Sonstige arbeitsrechtliche 
Regetungen
3.1. Der Leistungszuschlag ist 
monatlich zu zahlen. Er unter­
liegt der Beitragspflicht zur So­
zialversicherung. Für Produk 
tionsarbeiter erfolgt die Besteue­
rung mit 5 Prozent, für Werktä­
tige mit leistungsorientiertem 
Gehalt nach Tabelle. Der Lei­
stungszuschlag ist in die Berech­
nung des Durchschnittslohnes 
der Werktätigen einzubeziehen. 

haltszuschiäge für Meister in Be­
trieben und Einrichtungen des 
Ministeriums für Maschinenbau 
vom 23. 11. 1989
Zur Entwicklung der Initiativen 
für die allseitige Planerfüllung 
und zur Anerkennung hervorra­
gender Arbeitsergebnisse von 
Meistern als Leiter von Kollekti 
ven sowie zur Stärkung des ge­
sellschaftlichen Ansehens und 
ihrer Verantwortung wird zwi­
schen dem Ministerium für 
Maschinenbau und demZentral- 
vorstand der Industriegewerk­
schaft Metall folgendes verein­
bart:
1. Geitungsbereich: Die Verein 
barung gilt für Meister, die Pro- 
duktionskoilektive ieiten und ih 
nen gleichgestellte Leiter in Be­
trieben und Einrichtungen des 
Ministeriums für Maschinenbau.
2. Lohnbedingungen
2.1. Zur Anerkennung der ho­
hen Verantwortung, des persön­
lichen Leistungsverhaltens und 
der beruflichen Meisterschaft 
können die leistungsorientierten 
Gehaltszuschläge der Meister 
differenziert nach ihren Leistun­
gen, der Bedeutung und der 
Größe der Meisterbereiche er­
höht werden.
2.2. In Betrieben, in denen 
Entlohnung der Meister auf 
Basis der „Vereinbarung
Weiterführung der Produktiv­
löhne in Form leistungsorientier­
ter Gehälter für Meister, Hoch- 
und Fachschulkader und andere 
Beschäftigte ... vom 1. 10. 85" 
(Reg.-Nr. 152/85) erfolgt, kön­
nen die leistungsorientierten Ge­
haltszuschläge bis auf 500 Mark 
monatlich erhöht werden. Dabei 
können die geltenden Endsätze 
der Gehaltstäbellen bis zu 300 
Mark überschritten werden.
2.3. Die differenzierten lei­
stungsorientierten Gehaltserhö­
hungen der Meister sind auf der 
Grundlage einer komplexen Lei­
stungseinschätzung durchzufüh 
ren.
Die leistungsorientierten Ge­
haltszuschläge sind an die Erfül­
lung von Leistungskennziffern 
des Meisterbereiches einschließ­
lich einer guten Arbeitsorganisa­
tion zu binden. Im Rahmen der

die 
der 
zur

Antwort der Betriebsgewerkschaftsleitung
... auf „TRAFO" Nr. 47/89, 

Seite 2, Reaktion auf..."
1. Die ungerechtfertigte Be­

nachteiligung in der Steuer-, 
Lohn- und Gehaltspolitik ist in ei­
nem Schreiben an den BuVo des 
FDGB durch die BGL als kriti­
scher Hinweis unserer Werktäti­
gen weitergeleitet worden (siehe 
dazu auch „TRAFO"-Ärtikel 
Nr. 45, Seite 3 „... zum Lohnsteu-

iei-möglichen Erhöhungen der 
stungsabhängigen Gehaltszu­
schläge können auch beispielge­
bende Eigeninitiativen und stän­
dige Bereitschaft zur Übernahme 
hoher Verantwortung über den 
Meisterbereich hinaus aner­
kannt werden. Hierzu sind mo­
natlich durch den verantwortli­
chen Leiter in Abstimmung mit 
der zuständigen Gewerkschafts­
leitung Leistungsbewertungen 
vorzunehmen.
3. Weitere arbeitsrechtliche Re­
gelungen ,
3.1. Haben einzelne Betriebe für 
Meister bisher höhere Beiträge 
gezahlt als die arbeitsrechtlichen 
Regelungen zulassen, sind diese 
Beträge in die Erhöhung der lei­
stungsorientierten Gehaltszu­
schläge einzubeziehen.
3.2. Die Erhöhung des leistungs­
orientierten Gehaltszuschlages 
ist aus dem geplanten Lohnfonds 
des Betriebes zu finanzieren.
3.3. Die konkreten Bedingungen 
zur Gewährung der leistungs­
orientierten Gehaltszuschläge 
sind in einer Lohnvereinbarung 
nach gründlicher Beratung mit 
den Werktätigen zwischen Be­
triebsleiter und Betriebsgewerk­
schaftsleitung zu vereinbaren.
4 Schlußbestimmungen
Diese Vereinbarung tritt mit Wir­
kung vom 1. 12. 1989 in Kraft. 
Ehtgegenstehende rechtliche Re­
gelungen zu dieser Vereinba­
rung sind nicht mehr anzuwen­
den.

Prof. Dr. Grünheid, Minister; 
Pampel, Stellvertreter des 
Vorsitzenden des ZV 
der IG Metall.

Für die Anwendung dieser Ver­
einbarung gilt die Grundlinie, 
wie sie am 23. November 1989 
im Klubhaus (vergl. auch 
„TRAFO" Nr. 48, Seite 6/7) als 
Konzeption des Betriebsdirek­
tors zur Stabilisierung und Lei­
stungserhöhung erläutert wurde. 
Auf dem Meistertag am 13. De­
zember im Klubhaus habe ich 
die konkreten Maßnahmen zur 
Umsetzung im VEB TRO darge­
stellt.

Richard Anemüiier 
Ö-Direktor

ersystem"). Die BGL unterstützt 
somit die kritischen Hinweise 
des Kollegen Ristau und des Kol­
legen H. Brüll.

2. Auf die verwiesenen 
Schreiben von 1978 bis 1981 und 
die Antwortschreiben der dama­
ligen BGL können wir jetzt nicht 
näher eingehen. Der damalige 
BGL-Vorsitzende Kollege Blodau 
kann dazu nicht befragt werden,

geantwortet

...auf„TRAFO"-Nr. 45, 
Seiten 1 und 3:

So verstehen wir 
Verantwortung und 
Mitverantwortung
Zu den an den Betriebs­

direktor gestellten Fragen 
nehme ich wie folgt Stellung:
1. Jeder Leiter kann auch be­
reits jetzt im Rahmen des Pla­
nes Entscheidungen zur Ein­
stellung von Arbeitskräften 
und zur Entlohnung treffen. 
Eine Voraussetzung für sach­
kundige Entscheidungen des 
Leiters ist allerdings, daß er 
Sich in den gültigen Lohn- 
und Gehaltsregelungen und 
in seinem verbindlichen Stel­
lenplan auskennt und diese 
Festlegungen bei seinen Ent­
scheidungen beachtet. Lang­
atmige Bestätigungen wer­
den dann nicht auftreten.
2. Entsprechend einem Mini­
sterratsbeschluß vom 2. 11. 
1989 steht den Betrieben der 
geplante Lohnfonds zur Ver­
fügung, wenn die Leistungs­
kennziffern entsprechend der 
STAL auch mit weniger Ar­
beitskräften realisiert werden. 
Diese Festlegung ermöglicht 
es, zusätzliche Leistungen als 
Ersatz für fehlende Arbeits­
kräfte in der von Ihnen Vorge­
schlagenen Weise materiell 
anzuerkennen. Ausgehend 
von der derzeitigen Situation 
in der Planerfüllung des VEB 
Transformatorenwerk „Karl 
Liebknecht" wird es aber 
kaum möglich sein, zusätzli­
che Mittel zu verwenden, da 
schon jetzt einzuschätzen ist, 
daß einige Leistungskennzif­
fern per 31. 12. 1989 nicht er- 
fülltwerden.

Eine Umverteilung der für 
die vorhandenen Arbeits­
kräfte geplanten Stimulie­
rungsmittel kann aber auch 
bereits jetzt erfolgen. Ent­
sprechende Regelungen sind 
in den Lohnvereinbarungen 
der Produktionsarbeiter ent­
halten. Für die Hoch- und 
Fachschulkader und TÖF-Ka 
der wird es ab 1990 möglich 
sein, ein LAG über 150,- 
bzw. 200,- Mark hinaus zu 
gewähren, wenn die ge­
plante Summe von durch­
schnittlich 150,- bzw. 200,- 
Mark für die Arbeitskräfte 
insgesamt eingehalten wird.

Entsprechende schriftliche 
Festlegungen werden dazu 
noch im Dezember 1989 an 
die Betriebsteile und Berei­
che übergeben Röske

Betriebsdirektor

da er zur Zeit einen Auslandsein­
satz absolviert. Die genannten 
Schreiben befinden sich nicht 
mehr in der BGL, da gemäß Ar­
chivordnung das Schriftgut bis 
zu einen) Zeitraum von 5 Jahren 
aufbewahrt wird. Wir bitten da 
für um Verständnis.

Hörmann 
BGL-Vorsitzender

www.industriesalon.de
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Deutliche Grenzen für
Erweiterung der Reisen

Wie in Ausgabe 46/89 ange- 
'kündigt, möchte ich als Vorsit­
zender der Ferienkommission 
der BGL die angefangenen Pro­
blemdarstellungen zum Ferien­
wesen fortsetzen. Diesmal äu 
ßere ich mich zu einem Thema, 
das gewiß viele TROjaner inter­
essiert. Es geht um die Sich stän­
dig wiederholende Frage, ob es 
nicht möglich ist, die Anzahl der 
FDGB-Reisen zu erhöhen. Zu 
dieser Fragestellung möchte ich 
vorab ein Paar Zahlen zur Über­
sicht geben:

Der FDGB stellt jährlich - na­
türlich über das ganze Jahr gese­
hen - etwa 1,9 Millionen Ur 
laubsplätze zur Verfügung. Dar­
über hinaus werden jährlich 
rund 3,3 Millionen betriebsei­
gene Urlaubsplätze bereitge­
stellt, die eigenständig durch die 
betrieblichen Gewerkschaftslei­
tungen verwaltet werden. Die 
Hauptträger für Reisen bleiben 
mit 5,2 Millionen Plätzen Reise­
büro, Jugendtourist und Cam 
ping.

Aufgrund umfangreicher Re 
konstruktionsmaßnahmen be­
sonders bei den Kategorien 100 
und 200 (Interhotel und neuere 
FDGB-Heime) ging in den letzten 
Jahren die Anzahl der FDGB 
Plätze leicht zurück. Ein Aus- 
gleich^konnte durch neu überge­
bene Heime nicht erzielt wer­
den. In den kommenden Jahren 
erhöhen sich die Rekonstruk-

tionsarbeiten auch vor allem bei 
den älteren FDGB Heimen, au­
ßerdem sollen konsequent 
schlechte Privatquartiere (Kate­
gorie 500 und 600) weiter abge­
baut werden, besonders in der 
Vor und Nachsaison, da die 
Nachfrage rückläufig ist.

Für 1990 bringen diese Maß­
nahmen ein Minus von 30 000 
FDGB-Plätzen, für TRO sind das 
19 Plätze übers Jahr weniger. 
Dieses Manko kann auch durch 
die rund 8 200 Plätze (übers 
Jahr), die zusätzlich durch die 
„Öffnung" der FQGB-GästehäU; 
ser zur Verfügung gestellt wer­
den, nicht ausgeglichen werden. 
Zu den 1,9 Millionen FOGB-Plät-

Verfü-zen, die insgesamt zur 
gung stehen, sind diese Plätze in 
Prozent ausgedrückt kaum nen­
nenswert und werden für TRO 
mit höchstens vier Plätzen übers 
Jahr wirksam, d. h. höchstens 
eine Reise für vier Personen. 
Wenn diese dann noch in die 
Sommerferien fallen sollte, wäre 
das nicht gesetzmäßig, sondern 
Glück für uns.

Ich weiß, daß der FDGB bisher 
bemüht war 
noch mehr 
um weitere 
möglichen, 
glaube aber, daß einer für alle 
spürbaren Erweiterung schon 
jetzt deutliche Grenzen gesetzt 
sind. Dabei spielt einmal die 
Ökonomie eine Rolle, denn in 
der Vor- und Nachsaison nimmt 
die Zahl der leerstehenden Bet­
ten zu. Durch die neuen Reiseer­
leichterungen in das westliche 
Ausland erhöht sich diese Ten 
denz meines Erachtens, und die 
ökonomische Frage wird in Zu­
kunft weniger mißachtet werden 
können als bisher.

Zum anderen müssen Umwelt­
fragen in Zukunft stärker als bis­
her berücksichtigt werden, die 
DDR ist nicht endlos in ihrer ter­
ritorialen Weite. So gab es be­
reits im letzten Jahr Probleme 
bei der Projektierung eines 
neuen FDGB Heimes an der Ost­
see, wo sich schon vor der 
Wende Umweltschützer durch­

gesetzt haben. Auch ein an unse­
rem Müggelsee geplantes 
FDGB-Heim ist noch nicht unter 
Dach und Fach. Dieser Neubau 
hat im Moment wenig Chancen 
bei Anliegern, Pilzsuchern und 
anderen Naturfreunden. Und 
wer an die vollen Ostseestrände, 
an die wimmelnden Küsten­
städte oder überlaufenen maleri­
schen Städte und Ortschaften in 
unserem Mittelgebirge in den 
Monaten Juli und August denkt, 
der wird wohl auch merken, daß 
weitere Heime in spürbarer Grö­
ßenordnung nicht mehr akzepta­
bel sind.

gen bei der Zuführung von 
FDGB-Reisen vorgenommen 
werden., Aber von Ökonomie 
und Rentabilität sind wir trotz­
dem weit entfernt, wenn man 
bedenkt, daß die Winterpreise 
weit unter den Selbstkosten lie­
gen und die zwei Rentnerdurch­
gänge kostenlos sind. Ich 
glaube, diese Beispiele zeigen, 
an eine wesentliche Erweiterung 
unserer Betriebsferienplätze ist 
nicht zu denken.

AHe betrieMichen Ferienplätze
vergibt die Gewerkschaft

und jetzt vielleicht 
bemüht sein wird, 
Neubauten zu er-

Ich persönlich

Analog gibt es die Frage, ob 
nicht das Platzangebot der be­
triebseigenen Reisen erhöht 
werden kann. Auch hierzu muß 
ich sagen, die Grenzen der Öko­
nomie sind längst überschritten! 
Unsere Heime, außer Werns­
dorf, stehen das ganze Jahr of­
fen, haben aber in den Monaten 
November bis Mai eine weniger 
als 50prozentige Auslastung 
durch TROjaner. Auf vielfältige 
Weise versuchen wir, die freien 
Plätze zu belegen:
* kostenlose Durchgänge 
unsere Veteranen im März 
April.
* Wochenendfahrten in 
Monaten Oktober und Novem­
ber besonders nach Kühlungs­
born. Aber dann sind die Heime 
dennoch von Montag bis Don­
nerstag leer.
* Reiseangebote an den Kreis­
vorstand Köpenick und an un­
sere Kombinatsbetriebe.

Der Rat für Sozialversiche­
rung im Betrieb ist die bera­
tende und helfende Komission 
der Betriebsgewerkschaftslei­
tung bei der Organisierung der 
Aufgaben auf dem Gebiet der 
Sozialversicherung. Die Praxis 
zeigt bei Anwendung und Aus­
legung des Sozialversiche 
rungsrechts, daß die Anforde­
rungen an den Rat für SV zu­
nehmen und immer kompli­
zierter werden. Grundlage für 
die Arbeit des Rates für Sozial­
versicherung ist der von der 
Betriebsgewerkschaftsleitung 

bestätigte Arbeitsplan.
Zu den Schwerpunkten des 

Rates für Sozialversicherung 
zählen die monatlichen Bera­
tungen und Anleitungen der 
Ratsmitglieder und die im acht­
wöchigen Rhythmus stattfin­
denden Schulungen für AGL 
Mitglieder, die für soziale Fra­
gen verantwortlich sind. Damit 
soll erreicht werden, daß sie in 
der Lage sind, diese wichtigen 
Informationen bjs in die Ge­
werkschaftsgruppen weiterzu­
leiten und durchzusetzen.

Geschult wurde über The 
men aus der Sozialversiche­
rungsverordnung:
- die Geldleistungen der So­
zialversicherung
- die Pflichten der Werktäti­
gen bei Arbeitsunfähigkeit
- die Verfahrensweise bei der 
Vergabe von Schonarbeit

hatte M damit mehr als doppelt 
soviel Sommerplätze wie eine 
AGL der gleichen Kopfzahl. Die 
Kollegen von M nebst ihrer Ge­
werkschaftsleitung haben diese 
Diskrepanz eingesehen und wa­
ren mit dem Vorschlag der BGL 
einverstanden, daß sie zwar wei­
terhin allein über „ihr" Objekt 
Karlshagen verfügen können, 
daß sie aber Anteile aus den an? 
deren betriebseigenen Plätzen 
nur im Austausch gegen Karlsha­
gen bekommen können.

1990 nicht mehr zum Abschluß 
gekommen und kann nun end­
gültig erst für das Reisejahr 1991 
geklärt werden, wobei neben 
den beiden Bungalows auch 
noch ein Wohnwagen von N ge­
nutzt wird, der in eine Neurege­
lung mit einzubeziehen ist.

Unabhängig von einer für
1991 anzustrebenden, im Inter­
esse aller Trojaner liegenden Lö­
sung, möchte ich über diesen 
Weg die Gewerkschaftsleitung 
des N Betriebes auffordern, 
diese Problematik umgehend 
noch einmal zu überdenken und 
eventuell als Zwischenlösung für 
das Urlaubsjahr 1990 50 Prozent 
aus dem „Mehr" an Ferienplät­
zen in den Sommerrücklauf mit 
einzubringen, damit schon die­
ses Jahr auch andere AGL etwas 
davon haben. Zu beachten ist 
doch meiner Meinung nach da­
bei, daß von den Kollegen, die 
damals beim Bau der Bungalows 
mit Hand angelegt haben, wohl 
keiner (oder doch noch ein einzi­
ger?) mehr im Betrieb tätig ist.

Aufgrund der vom FDGB gefaß- durch Beschluß der BGL. Unser 
ten Beschlüsse und mit Unter­
stützung der Revisionskommis­
sion unserer BGL haben wir das 
Prinzip durchgesetzt, daß alle 
betrieblichen Ferienplätze des 
VEB TRO durch die Gewerk­
schaft vergeben werden. Ent 
sprechend diesem Prinzip wer­
den jetzt auch der ehemalige 
„Bungalow der Werkleitung" in 
Göhren und der „Altbau Küh­
lungsborn", der zeitweilig vom 
G Bereich verwaltet wurde, al­
lein durch die Gewerkschaft ver­
geben.

für rund 10 von insgesamt 280 
Plätzen durch BGL-Beschluß ver­
geben worden. Die Reiseleiter­
reisen wurden im Sinne von Aus­
zeichnungsreisen an Gewerk­
schaftsfunktionäre der mittleren 
und oberen Betriebsebene, auch 
an Parteifunktionäre des 
bes und staatliche Leiter 
ben.

Anliegen ist es, diesen Personen­
kreis möglichst alle zwei Jahre 
mit einer Erholungsreise zu be­
rücksichtigen.

Ich will nicht von unseren be­
trieblichen Aufgaben und Ver­
pflichtungen ablenken, wenn ich 
doch besonders im Hinblick auf 
die neue Entwicklung in unse­
rem Land beim Reisebüro grö­
ßere Entwicklungsmöglichkeiten 
sehe. Bemühungen von dieser 
Seite sind im Gange und sicher 
werden auch neue Möglichkei­
ten erschlossen. Aber auch da^ 
bei ist zu bedenken: Fruchtbaren 
und ökonomischen Reiseverkehr 
kann es nur geben, wenn er auf 
Gegenseitigkeit beruht. Leider Reisevergabe durch die Gewerk- 
gibt es auch dabei einige Gren 
zen, die nicht durch die Politik 
oder ein Gesellschaftssystem ge­
setzt werden, sondern durch die 
Natur: Unsere Mittelgebirge 
sind leider niedriger als die Al­

den pen oder die Rocky Mountains, 
und unsere Ostsee ist wesentlich 
kälter als das Mittelmeer oder 
das Wasser der Kanarischen In 
sein. Ich will damit nicht vernei­
nen, daß auch wir attraktive Rei­
seziele haben. So manches kön­
nen wir sicher noch aus Vorhan­
denem machen, aber allzu große 
Wunder sollte man doch nicht 
erwarten.

1. Reisen aufgrund besonderer 
Antragstellung

für 
und

Durch alle diese Maßnahmen 
erreichen wir zwar eine bessere 
Auslastung, die unbedingt erfor­
derlich ist, damit nicht Kürzun-

schäft heißt nicht, daß alle zur 
Verfügung stehenden Ferien­
plätze direkt auf die AGL aufge­
schlüsselt werden. Aus dem 
„großen TRO Topf" werden auf­
grund von gesetzlichen Bestim­
mungen bzw. durch Festlegun­
gen im BKV etwa 150 Plätze vor 
der Aufschlüsselung aufdie AGL 
herausgenommen. Das sind 
vorab beantragte Reisen für kin­
derreiche Familien, Werktätige 
im Schichtsystem der rollenden 
Woche und Familien mit 
schwerstbeschädigten Kindern. 
Natürlich kommen diese Reisen 
- allerdings in unterschiedlicher 

Klaus Gottwald Häufigkeit - auch den einzelnen 
Vorsitzender der BGL-Ferien- AGL zugute, aber die Zuerken- 

kommission nung erfolgt personengebunden

2. Das BGL-Zimmer in Küh­
lungsborn
In unserem Objekt Kühlungs­
born wird für die Sommerreisen 
gemäß BGL-Beschluß ein 3-Bett- 
ZimmerausderAuf$chlüsselung 
herausgenommen. Für Juli/Au- 
gust bedeutet das 12 Plätze von 
insgesamt 240 Plätzen. Diese 
Plätze sind gedacht zum Aus­
gleich von Härtefällen, als „An­
erkennungsreise" für unsere 
ausländischen Vertragspartner, 
als Anerkennung für herausra­
gende gewerkschaftliche Lei­
stungen. Auch staatliche Leiter 
der oberen Leitungsebene sind 
mit derartigen Reisen bisher be­
dacht worden. Dieses BGL Zim­
mer wurde meistens nicht für 
alle Durchgänge vergeben, auch 
nicht für Juli/August, so daß die 
freien Plätze dann mit in den 
Sommerrücklauf gegeben wor­
den sind.

Betrie- 
verge-

nicht4. Ferienobjekte, die 
durch die betriebliche Gewerk­
schaftsleitung, sondern durch 
die Abteilungsgewerkschaftslei­
tungen (AGL) von M und N ver­
geben werden.
4.1. Das Objekt Karlshagen
Das Sommerobjekt Karlshagen 
(Ostsee) hat eine Kapazität von 
zehn Plätzen je Durchgang, etwa 
90 Plätze die ganze Saison. In 
diesem Objekt ist Selbstversor­
gung erforderlich, der Komfort 
ist mittelmäßig. Dieses Ferienob­
jekt hat der Betriebsteil Modell­
bau und Gießerei (M) bei seiner 
Eingliederung ins TRÖ mit einge­
bracht. Im Sinne der damaligen 
Vereinbarungen behielt M die­
ses Objekt ausschließlich zu sei­
ner Verfügung. Unabhängig von 
den Winterreisen und den Som- 
mer-FDGB-Reisen erhielt M bis 
1988 auch noch entsprechend 
seiner Belegschaftsstärke den 
vollen Anteil an betriebseigenen 
TRO Ferienplätzen. Dieser TRO- 
Anteil betrug cirka 70 Plätze. Mit 
den rund 90 Plätzen Karlshagen

4.2. Die Bungalows des Be­
triebsteiles N
Als die vier TRO Bungalows in 
Göhren aufgebaut wurden, sind 
zwei davon durch N - zwar mit 
betrieblicher Finanzierung, aber 
mit eigener Bauleistung (Feier­
abendarbeit) - errichtet worden. 
Aus diesem Beitrag beim Bau der 
Bungalows wurde dem N-Betrieb 
zugestanden, in eigener Regie 
über diese Objekte verfügen zu 
können. Damit hat N Jahr für 
Jahr neben dem regulären Anteil 
von etwa 300 Sommerplätzen zu­
sätzlich 80 Bungalowplätze.

Im Zusammenhang mit der 
neuen Regelung zum Objekt 
Karlshagen kam auch diese Pro­
blematik mit auf denTisch. Eine 
Neuregelung zu den N-Bunga- 
lows wurde Anfang 1989 beson­
ders durch die AGL 8 gefordert, 
die Mehrheit der BGL-Ferien- 
kommission hat sich ebenfalls 
dafür ausgesprochen. Anfang 
Oktober 1989 sollte zu dieser 
Problematik eine BGL Beratung 
stattfinden, die geforderte Zuar­
beit durch die AGL von N ist 
aber leider ausgeblieben. Durch 
die Turbulenz der diesjährigen 
Oktobertage ist diese Angele­
genheit für die Reiseverteilung

Abschließend zu dieser Bei­
tragsfolge möchte ich zu diesen 
und auch zu allen anderen Pro­
blemen sagen, daß natürlich alle 
Verfahrensweisen der Ferien­
kommission zur Disposition ste­
hen, wenn bessere Lösungen 
vön der Mehrheit der Gewerk­
schaftsmitglieder des VEB TRO 
getragen werden.

Klaus Gottwald

Die Anforderungen an den Rat für SV 
nehmen zu und werden komplizierter
Arbeit der gewerkschaftlich geieiteten Soziaiversicherung ist Arbeit mit dem Menschen

/n/hremBe/trag 
befaßt s/ch Cbr/- 
ste/ Kne/fe/ m/t 
den v/e/fä/t/gen 
Aufgaben vom 
Rat für Soz/a/ver- 
s/cberung /m Be 
tr/eb, der d/e be­
ratende und bef- 
fende Komm/s- 
s/on der Be 
tr/ebsgewerk- 
scbafts/e/tung /st 
be/ der Organ/- 
s/erung der Auf 
gaben auf dem 
Geb/et der So 
z/a/vers/cberung.

- die freiwillige Rentenversi­
cherung
-die Arbeit der Kurkommis­
sion und vieles andere mehr.

Ein weiterer Schwerpunkt 
des Rates für SV sind Gesprä­
che mit beitrittsberechtigten 
Werktätigen für den Beitritt zur 
FZR. Besonderes Augenmerk 
gilt dabei den Jungfacharbei 
tern. Von 105 Kollegen konn­
ten 28 im Jahr 1989 für die FZR 
geworben werden.

Wegen Verstoßes gegen 
§81 und §82 der Verordnung 
zur Sozialversicherung der Ar­
beiter und Angestellten (SVO) 
wurde per Oktober 1 989 acht 
Kolleginnen und Kollegen das 
Krankengeld für Zeiträume 
zwischen einem und drei Ta­
gen entzogen.
Die Gründe für diese Entschei­
dung waren:
- verspätete Meldung der Ar­
beitsunfähigkeit
- für die Dauer der unbegrün­
deten Nichtbefolgung der

fen und Vorladungen zur ÄBK 
ausgesprochen.

Zur Einflußnahme auf den 
Krankenstand wird von der 
Möglichkeit der Vorladung vor 
die ÄBK in stärkerem Maße 
Gebrauch gemacht.

Insbesondere für 
-häufig Erkrankte
- Erkrankte mit bestimmten 
Diagnose-Gruppen
- Erkrankte, die öfter den Arzt 
wechseln
und durch Hinweise der staatli­
chen Leiter und Meister

Überweisung zur Vorstellung 
bei der Ärzteberatungskom­
mission
- bei Verlassen des Wohnor­
tes ohne vorherige Zustim­
mung der BGL

Insgesamt wurden per Okto 
ber 1989 drei Fälschungen auf eines Bereiches durch. Dieser 
Krankenscheinen und im SV Schwerpunkt wird mit der Be 
Ausweis vorgenommen. Diese triebsärztin, dem Kader- und 
wurden in den Kollektiven aus- Bildungsbeauftragten und dem 
gewertet und zur weiteren Be ; Rat für SV kontrolliert und aus- 
arbeitung an die K übergeben.

Grundlage für die allseitige 
Einflußnahme auf den Kranken­
stand ist der vom Betriebsdi­
rektor bestätigte Maßnahme- Werktätige be! der Vorberei- 
plan zur Senkung der beein- tung und Durchführung von 
flußbaren Ausfallzeiten.

Täglich erfolgt zwischen 
dem Rat für SV, der Chefärztin 
und dem Kader- und Bildungs­
beauftragten eines Bereiches 
eine Auswertung der neu ein­
gegangenen Krankenfälle: Auf 
Grund dessen werden Festle­
gungen und Rücksprachen mit 
den staatlichen Leitern getrof-

Außerdem führt der Rat für 
SV monatlich eine Auswertung 
des gesamten Krankenstandes

gewertet.
Um zusätzliche Wege und 

Arbeitsausfälle zu vermeiden, 
hat der Rat für SV 1989 für 26

Rentenanträgen geholfen und 
später den Rentenbescheid 
übergeben.
Die Arbeit der gewerkschaft­
lich geleiteten Sozialversiche­
rung ist und bleibt für uns Ar­
beit mit dem Menschen.

Christine Kneifei 
Rat für SV

3. Reiseleiter für Auslandsrei­
sen
Es hat sich als zweckmäßig er­
wiesen, daß bei größeren Reise­
durchgängen im Ausland ein 
verantwortlicher „Reiseleiter" 
mit iri der Reisegruppe ist (z.B. 
Polen, Ungarn). Jährlich sind da-

Ich hoffe, daß sich die BGL 
dafür einsetzt, daß ich schnellst­
möglich mit Wohnraum ver­
sorgt werde, damit mein Un­
mut, der durch diesen Artikel 
beträchtlich zugenommen hat, 
nicht noch mehr wächst. Denn 
wenn es geht, Mitglieder, die 
erst kurz in der AWG sind, in 
den Vergabeplan aufzunehmen, 
müßte doch erst einmal für die 
AWG-Mitglieder, die Schon er 
heblich länger warten, ein Weg 
gefunden werden.

Ich erwarte eine baldige Ant­
wort von der BGL!

Sylvia Albrecht, TTV 6

Unmut sott nicht länger wachsen
Dieser Artikel, abgedruckt im 

„TRAFO" Nr. 45 vom 10. 11. 
1989, hat mich schockiert. Ich 
bin seit Februar 1987 Mitglied 
der AWG, und mir wurde bis 
heute noch keine vernünftige 
Wohnung angeboten.

Im Artikel steht z. B., daß den 
Mitgliedern, die ihre genossen­
schaftlichen Verpflichtungen 
schnellstmöglich erfüllen, kurz­
fristig geholfen werden soll.

Ich möchte betonen, daß ich 
bis zum Jahresende 1987 diesen 
Verpflichtungen in vollem Um­
fang gerecht wurde. Daher 
frage ich die BGL, ob es viel­
leicht hätte noch schneller ge 
hen sollen? Schließlich sind nun 
schon zwei Jahre vergangen. Ich 
möchte auch nicht verschwei 
gen, daß mir die AWG im Sep­
tember 1989 eine Zwei-Raum- 
Nachzugswohnung (Mittelwoh­
nung) in der Kottmeierstraße in 
Oberschöneweide angeboten 
hat. Diese hätte ich sehr gern 
genommen, aber der Zustand 
dieser Wohnung war katastro­
phal (für AWG-Verhältnisse). 
Ich meine, wenn man schon 
1200 Mark bezahlt (plus etwa 
300 Mark Nachzahlung, weil es 
eine Zwei-Raum-Wohnung ist), 
viel Freizeit investiert, um seine 
Eigenleistungen zu erbringen

(213 Stunden) und schön so 
lange wartet, kann man schon 
ein ordentliches Angebot von 
der AWG erwarten. Jedenfalls 
lehnte ich diese Wohnung ab.

Anfang dieses Jahres telefo­
nierte ich mit der Genossin 
Zeun und fragte nach, ob die 
BGL unseres Betriebes sich 
nicht bei der AWG dafür einset­
zen könnte, daß ich noch im 
Jahre 1989 mit Wohnraum ver­
sorgt werden kann. Leider kann 
ich die Antwort nicht mehr 
wortwörtlich wiedergeben, aber 
mir zeigte sie deutlich, „wie 
sehr die BGL daran interessiert 
ist, den Werktätigen zu helfen". 
Erst einmal sagte die Genossin 
Zeun, daß ich bei meinen Eltern 
ein eigenes Zimmer habe, also 
keine Dringlichkeit besteht (ich 
bin jetzt 26 Jahre). Des weiteren 
behauptete sie, daß wir keine 
feuchte Wohnung hätten. Die 
letzte Behauptung finde ich 
doch 
kann 
nicht 
feuchte Wohnung haben, weil 
sich niemand von der BGL oder 
AWG die Mühe gemacht hat, 
nach Erkner zu fahren und un­
sere Wohung zu besichtigen, 
und zweitens möchte ich einmal 
wissen, was eine feuchte Woh-

sehr anmaßend. Erstens 
die Genossin Zeun gar 
wissen, ob wir eine

nung mit der reeilen Verteilung 
von Wohnraum zu schaffen hat.

Weiterhin ist mir bekannt, 
daß ÄWG-Mitglieder, die eben- 
soiange wie ich in der AWG 
sind, schon mit Wohnraum ver­
sorgt sind. Aber nicht, weil sie 
verheiratet sind oder Kinder ha­
ben, nein, weil sie im Arbeiter­
wohnheim gewohnt haben. Ich 
habe nichts dagegen, wenn 
man Werktätige von außerhalb 
im Betrieb einstellt, weil sie ge­
braucht werden. Aber ich ar­
beite jetzt schon neun Jahre im 
TRO und möchte wissen, ob 
diese Betriebszugehörigkeit 
nichts wert ist. Vielleicht sollte 
die BGL die Sache auch mal von 
dem Standpunkt aus betrachten.

In dem Artikel steht weiter­
hin, daß zwei Mitglieder erst 
1989 in die AWG aufgenommen 
wurden, jedoch schon 1990 im 
Vergabeplan stehen, um die At­
traktivität der AWG zu erhöhen. 
Eine berechtigte Frage an die 
BGL ist nun, warum es gerade 
diese beiden Mitglieder sind, 
und ob die anderen, die 1989 in 
die AWG aufgenommen wur­
den, dieselben Erfahrungen wie 
ich machen müssen. Denn 
wenn es so ist, wird sich wohl 
die Attraktivität der AWG nicht 
gerade erhöhen.

Übrigens erklärte BGL-Vorsit­
zender Gerhard Hörmann am 
30. November 1989 auf Anfrage 
der Redaktion „DER TRAFO", 
daß die „Reiseieiterreisen" von 
den betreffenden „Ausgezeich­
neten" reguiär bezahit wurden.

Zur Klärung der aufgeworfe­
nen Fragen

Am 1. Dezember 1989 fand ein 
klärendes Gespräch zwischen 
Kollegin Albrecht und Kollegin 
Zeun statt. Hier erläuterte Kolle­
gin Zeun die Entscheidungen 
der BGL-Wohnungskommission. 
Des weiteren wurde über die 
AWG „Berliner Bär" deutlich ge­
macht, daß Sylvia Albrecht, auch 
bei Ablehnung einer Wohnung 
auf Grund des schlechten Zu­
standes, weitere Wohnungen an­
geboten werden. Die Wohn­
raumvergabeliste 1990 ist bin­
dend, kann aber nicht genau auf 
Tag und Monat vorgeplant wer­
den.

Kollegin Albrecht war mit dem 
Ergebnis des Gesprächs einver­
standen und verbleibt bis zur 
endgültigen Versorgung mit 
Wohnraum in Verbindung mit 
der BGL. AndreaZeun

Wl
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„TRAFO"/Seite 6 Was uns aHe interessiert

tnformation...
... über die Steiiungnahme des Staatssekretärs für 
Arbeit und Löhne zum Vorschlag des VEB TRO 
.Kar) Liebknecht" zu Sonderregeiungen für Schweißer

Offener Brief an die 
Mitarbeiter des VEB TRO

Vorschiäge
1. Veränderung des ar­

beitsbedingten Zusatzurlaubs
2. Reduzierung der wöchent­

lichen Arbeitszeit

Stellungnahme
Zu1.
Derzeit wird an einer ein­

heitlichen Regelung für alle Be­
reiche der Volkswirtschaft ge­
arbeitet; die sichert, daß bei 
gleichen Leistungsanforderun­
gen und Arbeitserschwernis­
sen auch der gleiche arbeitsbe­
dingte Zusatzurlaub gewährt 
wird. Der Vorschlag des VEB 
Transformatorenwerk „Karl 
Liebknecht" für die Berufs­
gruppe Schweißer wird dort 
einfließen.

Betreff: „Trafo"-Nr. 46, 
„Ohne Unterschrift..."

Antwort des BfN auf den Artike) „Ohne Unterschrift, 
weit eben kostengünstiger und effektiver?"

Ist es Zufall, im Artikel auf 
eine fehlende Ünterschrift zu 
verweisen, den Artikel dann 
auch nicht zu unterschreiben? 
Aber das ist nicht der Grund 
für meine Wortmeldung. Der 
Untertitel „Ein Neuerervor­
schlag..., der auch ohne der­
zeit gültiges Neuerergesetz..." 
erfordert eine Stellungnahme!

Niemand hat das Recht, von 
einem rechtlosen Zustand der 
Neuerertätigkeit zu sprechen. 
So kann und darf man auch 
nicht bei größter Freizügigkeit 
eine Aussage des Vorsitzenden 
des Bundesvorstandes des 
FDGB auslegen! In der „TRI­
BÜNE" vom 6. November ha­
ben wir alle (überraschend!) 
unter den Antworten auf Fra­
gen von Gewerkschaftern 
auch den Hinweis erhalten, 
daß der FDGB die Neuererver­
ordnung kündigt und dafür 
Entscheidungsvorschläge zu 
unterbreiten sind.

Die auch heute noch gültige 
Neuererverordhung ist seit dem 
1. Januar 1972 in Kraft. Sie wurde 
imGesetzblattll, Nr. 1 vomjahre 
1972 veröffentlicht. Im Vorwort 
zur NVO heißt es im letzten Ab­
satz, daß dieses Gesetz im Ein­
vernehmen mit dem FDGB-Bun­
desvorstand verordnet wird. Es 
hatte also maximal dieses Ein­
vernehmen zur Disposition ge­
standen, das Gesetz behält na­
türlich seine Gültigkeit.

Wurde dann eigentlich am 
7. November die „TRIBÜNE" 
nicht gelesen? Dort wird erklä­
rend gesagt, daß eine neue 
Neuererverordnung erarbeitet* 
werden muß, um eine bessere 
Interessenvertretung der 
Werktätigen zu sichern. Präzi­
sierend wurde gesagt, daß die 
Planungsrichtlinie sofort außer 
Kraft zu setzen' ist. Festlegun­
gen zur Vergütung bleiben. 
Am 10. November 1989 dann 
endlich klare Worte unter der 
Rubrik „Zu Anfragen unserer 
Leser" - die Neuererverord­

Zu2
Der schrittweise Übergang 

zur 40-Stunden-Arbeitswoche 
stellt ein generelles Ziel dar, das 
in der Abhängigkeit von der Lei- 
stungs- und Effektivitätsent­
wicklung der gesamten Volks­
wirtschaft in all ihren Bereichen, 
für alle Berufsgruppen ange­
strebt wird. Diesbezüglich für 
die Berufsgruppe Schweißer 
eine Vorentscheidung zu tref­
fen, würde gerechterweise ähn­
liche Forderungen anderer Be­
rufsgruppen nach sich ziehen, 
dieaufgrund derderzeitigen Lei 
stung unserer Volkswirtschaft 
genausowenig akzeptiert wer 
den könnte. Walter

Leiter der Abteilung 
Arbeitsökonomie

nung gilt weiterhin! Zur Siche 
rung der Rechte der Werktäti­
gen sind Neuerervorschläge 
und Neuerervereinbarungen 
auf ihrer Grundlage weiter zu 
bearbeiten.

Die Planungsrichtlinie zur 
Neuerertätigkeit für den Zeit­
raum 1986-90 wurde bereitsam
3. November vom Amt für Erfin- 
dungs- und Patentwesen (BfN 
des Ministerrates) aufgehoben.

Auf das Schöpfertum unse­
rer Werktätigen können wir 
überhaupt nicht verzichten. In 
der Verfassung und im Arbeits­
gesetzbuch ist das Recht der 
Bürger auf schöpferische Tä­
tigkeit und die entsprechende 
materielle und moralische An­
erkennung verbrieft - wir 
brauchen Ihr Mitdenken und 
Ihre Lösungen zur Kostensen­
kung, zur Material-, Energie- 
und Arbeitszeiteinsparung jetzt 
und noch mehr in der Zukunft.

Mit den notwendigen Wirt­
schaftsreformen müssen auch 
das Neuererrecht, die Neuerer­
verordnung mit ihren Durch­
führungsbestimmungen und 
anderen ergänzenden rechtli­
chen Regelungen generell 
überarbeitet und zur Diskussion 
gestellt werden. Dem Amt für 
Erfindungs- und Patentwesen 
liegen bereits zahlreiche Hin­
weise aus der Bevölkerung, von 
Wirtschaftsexperten sowie 
Neuerer vor. Aber weitere Vor­
schläge sind gefragt.

Auch der Bundesvorstand des 
FDGB ist für weitere Hinweise 
zur Interessenvertretung durch 
die Gewerkschaft dankbar.

Wenn Sie sich zu Wort mel­
den möchten, geben Sie uns 
bitte Ihre Vorschläge schrift­
lich an EN, Postfach 28 im 
Hauptwerk oder auch im BfN - 
das kann in jedem Betriebsteil 
oder in EN erfolgen - zu Proto­
koll. Vorschläge können auch 
an die BGL gerichtet werden. 
Joachim Kortenbeute), Leiter

EN

29. 11. 1989 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

In unserem Betrieb wird es 
voraussichtlich im I. Quartal '90 
zu Gewerkschaftsneuwahlen 
kommen. Wir möchten Euch zu 
einer Diskussion über die Grund­
richtungen und die ersten not­
wendigen Schritte der Gewerk­
schaftsarbeit in unserem Betrieb 
aufrufen.

Wir schlagen folgendes Kon­
zept vor:

1. Für eine demokratische Ge­
werkschaftsarbeit fordern wir:

- den Rücktritt des FDGB 
Bundesvorstandes,

- die Erarbeitung eines de­
mokratischen Gewerkschaftssta­
tutes,

- das Streikrecht als einziges 
echtes Machtmittel der Werktäti­
gen. Dabei sind wir uns bewußt, 
daß jeder Streik in erster Linie 
uns selbst schadet und dieses 
Kampfmittel nur im äußersten 
Notfall angewehdet werden 
darf.

2. Die Machtverhältnisse in­
nerhalb der Betriebsgewerk­
schaftsorganisation müssen so 
verändert werden, daß eine Um­
kehrung des begonnenen We­
ges unmöglich wird. Im einzel­
nen:

- Im Konfliktfall hat die Be- 
triebsgewerkschaftsorganisatiön

das Recht, auf der Grundlage ei­
ner Abstimmung mit der Mehr­
heit der Gewerkschaftsmitglie­
der des Betriebes die Wirkung 
von Festlegungen übergeordne­
ter Gewerkschaftsorgane für 
den Betrieb auszusetzen. Zur 
materiellen Untermauerung die­
ses Anspruches wird ih einem 
solchen Fall der größte Teil der 
Gewerkschaftsbeiträge in der 
Betriebsgewerkschaftsorganisa­

tion zurückgehalten.
- Außer der Gewerkschaft 

darf in Zukunft keine andere 
politische Organisation Einfluß 
auf die Betriebsleitung nehmen. 
Das heißt konkret: Es darf keine 
hauptamtlichen politischen 
Funktionäre und Büros politi­
scher Organisationen Im Betrieb 
geben. Es muß eine personelle 
Entflechtung zwischen der Be­
triebsparteiorganisation der SED 
und der Betriebsleitung durchge­
führt werden.

- Die Betriebsgewerkschafts­
organisation sichert den offenen 
Informations- und Meinungsaus­
tausch in einer eigenen Zeitung.

- Die Betriebsgewerkschafts 
Organisation setzt sich für die 
Abschaffung der Kampfgruppen 
und die Umwandlung der Zivil­
verteidigung in einen Katastro­
phenschutz ein.

Meinung des BGL-Vorsitzenden dazu
Im Brief der Kollektive SEM, 

SEA, SEK 3 ist eine Reihe von 
Fragen angesprochen, die drin­
gend einer Entscheidung bedür­
fen. Das Nicht-Reagieren unse­
rer gesamten Gewerkschaftsor­
ganisation auf die stürmische 
Entwicklung in unserem Lande 
sowie Amtsmißbrauch und Kor­
ruption von führenden Gewerk­
schaftsfunktionären haben zu ei­
nem erheblichen Vertrauensver­
lust bei den Mitgliedern geführt. 
Vielen Betriebsgewerkschaftslei­
tungen in Berliner Betrieben 
werden Vorwürfe gemacht von 
ihren Mitgliedern. So auch in un­
serem Betrieb, daß zuwenig Ent­
scheidungen in den letzten Ta­
gen und Wochen getroffen wor­
den sind. Bis zum 11. Dezember 
existierte jedoch kein politisches 
Konzept, kein wirtschaftliches 
Konzept, und schon gar kein 
Konzept, wie die Gewerkschaf­
ten unter den neuen Bedingun­
gen arbeiten werden. Deshalb 
ist die Formulierung des Kolle­
gen Bugiel (TRIBÜNE vom 
11. Dezember) auf der letzten 
Bundesvorstandssitzung meiner 
Meinung nach sehr treffend, 
daß es für die Gewerkschaftsor­
ganisation nicht erst fünf vor 
zwölf, sondern schon zwölf ge 
schlagen hat.

Wir müssen davon ausgehen, 
daß in unserem Lande verschie­
dene Eigentumsformen an Pro­

Unspre Jubitare im Dezember
Besonders herzliche Glück­

wünsche gehen an Fritz Lewer, 
E, und Friedrich Garske, N, zum 
40jährigen Betriebsjubi)äum.

Bereits 35 Jahre arbeitet im 
TRO: Dieter Schuhmacher, V.

Seit 30 Jahren ist im Betrieb 
tätig: Winfried Seiffert, G. 

duktionsmitteln bis hin zu Joint 
ventures und kapitalistischem Ei 
gentum existieren werden. Des­
halb unterstütze ich auch den 
Vorschlag der Kollektive SEM, 
SEA und SEK 3, daß rechtliche 
Möglichkeiten für ein Streik­
recht auf der Tagesordnung ste­
hen. Der Streik als äußerste 
Kampfmaßnahme darf im Inter­
esse unserer Wirtschaft auch 
nur im äußersten Fall angewen­
det werden. Deshalb gilt es, Me­
chanismen zu finden, mit denen 
entstandene Streitpunkte zwi­
schen Gewerkschaft und Betrieb 
geschlichtet werden können.

Zur Entflechtung von Partei 
und Gewerkschaft: Vorab meine 
Meinung zur Arbeit der SED im 
Betrieb. Die SED muß wie an­
dere Parteien gleichberechtigt in 
unserer Gesellschaft arbeiten, 
d. h. entweder organisieren sich 
alle Parteien und politischen Or­
ganisationen im Betrieb oder 
keine. Ich bin dafür, daß sich die 
Parteien im Wohngebiet organi­
sieren, und dort, wo sie gewählt 
werden, politisch und praktisch 
tätig werden.

Die Gewerkschaft als Interes­
senvertreter der Werktätigen 
muß unabhängig von jeder Par­
tei sein. Wie sollte sie sonst im 
Interesse ihrer Mitglieder wir­
ken? Funktionen in der Gewerk­
schaft sollten, jene haben, die 
das Vertrauen der Mitglieder ha­

Auf eine 25jährige Betriebszu 
gehörigkeit biicken zurück: Er 
win Berndt, G, Albert Hoppe, M, 
Margot Moch, N, Jutta Marsch- 
ner, S, Hans Engelhardt, W, 
MargaRybarczyk, Poliklinik.

20 Jahre TROjaner sind: Horst 
Rauhut, A, Manfred Gorski, N,

- Die Betriebsgewerkschafts­
organisation läßt in ihrer Leitung 
keine Mandatsträger anderer 
politischer Organisationen zu.

3. Damit die Betriebsgewerk- 
schaftsorganisatiön in den be­
trieblichen Entscheidungspro­
zessen ein sachkundiges Gegen­
über der Betriebsleitung werden 
kann, wird eine gewerkschaftli­
che Kommission gebildet, die 
die wirtschaftliche Lage des Be­
triebes untersucht und bekannt­
macht. Insbesondere muß der 
Prozeß der Rekonstruktion unse­
res Betriebes kritisch begleitet 
werden. Dazu gehört Klarheit 
über die Verwendung der zu­
sätzlichen staatlichen Investi­
tionsmittel.

4. Die Betriebsgewerkschafts 
Organisation beginnt eine offene 
Diskussion über die gerechte 
und ökonomisch sinnvolle Ver­
teilung des Lohnfonds. Sie setzt 
sich für die Umwandlung der 
Jahresendprämie in ein 13. Mo­
natsgehalt sowie die Verbesse­
rung der Arbeits- und Lebensbe 
dingungen in unserem Betrieb 
ein.
Koliegen aus den Gewerk­
schaftsgruppen SEA, SEK 3 und 
SEM (im Auftrag der Kollektive: 

gez. Bohne) 

ben, unabhängig von ihrer Par 
teimitgliedschaft.

Um auch in unserem Betrieb 
auf gewerkschaftlichem Gebiet 
einen Neuanfang zu machen, 
wurde von einigen Kollektiven 
vorgeschlagen, Neuwahlen 
durchzuführen. Wir als BGL ha­
ben diesen Gedanken mitgetra 
gen, und deshalb, wie bereits 
bekannt, eine Abstimmung 
hierzu durchgeführt. Da ich das 
Ergebnis z. Z. (11. Dezember - 
d. Red.) noch nicht kenne, kann 
ich mich hierzu nicht äußern. In 
der BGL-Sitzung am 13. Dezem­
ber werden wir das Ergebnis 
auswerten und nach den jetzi­
gen Vorstellungen wollen wir 
auf einer VW am 2T Dezember 
über die nächsten Schritte bera­
ten und beschließen.

Noch ein Satz zum „TRAFO". 
Zur Übernahme der Betriebszei­
tung mußte schnell entschieden 
werden. Da der Betriebsdirektor 
die Kosten für die Betriebszei­
tung trägt, lag es natürlich nahe, 
daß er die Betriebszeitung über­
nimmt. Für uns als Gewerkschaf­
ter wird es darauf ankommen, 
mit dem Betriebsdirektor eine 
Vereinbarung abzuschließen, 
die uns das Recht zusichert, in 
dieser Betriebszeitung über un­
sere Probleme und Fragen be- 
richtenzu können.

Gerhard Hörmann 
BGL-Vorsitzender

Elli Haitier, S, Erika Krätzig, T, 
Manfred Schulz, W.

Glückwünsche zum 15jähri- 
gen Betriebsjubiiäum gehen an: 
Michael Lützkendorf, T, und an 
Dr. Angelika Kohl, Poliklinik.

10 Jahre arbeiten im TRO: 
Karsten Thiel, G, Dieter Kafunke, 
Q, und Monika Bursat, K.

www.industriesalon.de
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MMe we/fer m/f Jer fD/ 
an unserer MS?

Leider platzte unsere erste Zu­
sammenkunft unter dem Thema: 
„Wie weiter mit der FDJ an unse­
rer BBS", weil es der Großteil 
der Jugendlichen vorzog, die 
über Nacht geöffneten Grenzen 
für eine Stippvisite zu nutzen. 
Doch am 22. November klappte 
es dann. Die Anwesenheit vieler 
Lehrlinge, eines Vertreters der 
ZGOL, des APO-Sekretärs und 
des Direktors der BBS zeigte, 
daß großes Interesse an der 
Schaffung einer wirklichen Inter­
essenvertretung der Lehrlinge 
an der BBS existiert.

Eingeleitet wurde die Diskus­
sion mit Vorschlägen beziehungs­
weise Forderungen der AE 71 an 
eine neue FDJ. Diese hatten sich 
die Lehrlinge auf einer vorausge­
gangenen Mitgliederversamm­
lung gemeinsam erarbeitet.

Statt 
FDJ-Gruppen 

nun ein 
Lehriingsrat

Ziemlich enttäuscht!
Nicht nur AFO-4-Sekretär 

Alexander von Doepp, sondern 
auch die anderen Delegierten 
aus der AFO waren zur angesag­
ten AFO-Wahl am 16. November 
ziemlich enttäuscht. Enttäuscht 
deshalb, weil es beispielsweise 
die eingeladenen Direktoren der 
Bereiche G und Q nicht für nötig 
hielten zu erscheinen. Dabei hät­
ten die Jugendlichen neben den 
eigenen auch eine Menge Fra­
gen zu betrieblichen Problemen 
gehabt, wie einer der anwesen­
den FDJler meinte. Beispiels­
weise zur Abschaffung bezie­
hungsweise Nichtabschaffung

Forderungen der AE 71 an 
eine neue FDJ sind zum Beispiel:

* die FDJ ist eine von Par­
teien unabhängige Jugendorga­
nisation

* der Eintritt in die FDJ ist 
wirklich freiwillig

* es gibt keinerlei Nachteil 
für Nichtmitglieder

Weiterhin tritt die AE71 für die 
Streichung folgender Punkte aus 
dem jetzigen Statut der FDJ ein 
bzw. istgegeneineAufnahmedie- 
ser Punkte in ein neues FDJ-Statut:

* „Die Freie Deutsche Jugend 
arbeitet unter Führung der Soziali­
stischen Einheitspartei Deutsch­
lands und betrachtet sich als de­
ren aktiver Helfer und Kampfre­
serve."

* „Grundlagefürihregesamte 
Tätigkeit sind das Programm und 
die Beschlüsse der SED."

„Die FDJ ist mausetot!" - So 
sprach letztens ein Student der 
Humboldt-Uni. Und er hätte es 
nicht besser sagen können. Die FDJ 
liegt am Boden, allgemeine Ratlo­
sigkeit hat sich breit gemacht.

Derzeit finden in allen Schich­
ten der Gesellschaft Veränderun­
gen statt. Diese Entwicklung darf 
nicht an den Berufsschulen vor­
beigehen. Wir Lehrlinge kämpfen 
jetzt um mehr Mitbestimmungs­
rechte in der Schule und in der 
Praxis. Um diese Ziele zu errei­
chen, benötigen wir eine starke 
Organisation. Aus diesem Grund

der rollenden Schicht im G-Be- 
r^ich, %ur Versorgung mit Aus­
bauwohnungen oder überhaupt 
zum weiteren Produktionsge­
schehen im Betrieb. Denn wie 
an allen anderen Werktätigen, 
so gehen die Betriebsprobleme 
auch an den jugendlichen Werk­
tätigen nicht vorbei. Im Gegen 
teil! Viele machen sich 'nen Kopf 
darum, wie es nun weitergehen 
soll mit unserem Lande, mit ihrer 
Arbeit und natürlich ebenso mit 
dem Jugendverband, der AFO.

Da in der jetzigen Situation 
noch alles im unklaren ist, wähl­

Nach dem Verlesen dieser'For- 
derungen kam es zu einer sachli­
chen Diskussion. Meinungen 
bzw. Standpunkte, die während 
dieser Diskussion yorgetragen 
wurden, waren z. B : Schaffung ei­
ner neuen FDJ als Dachverband 
für alle Jugendorganisationen in 
der DDR, aber auch von der Auflö­
sung der FDJ war die Rede.

Im Verlauf der Diskussion kam 
man aber zu dem Schluß, daß es 
zwar wichtig und richtig sei, 
über Strukturen, Programm bzw. 
Statut usw. der neuen FDJ zu dis­
kutieren, es aber Ziel dieser Zu­
sammenkunft sein müsse, sich 
auf Formen der weiteren Arbeit 
einer Interessenvertretung der 
Lehrlinge an der BBS zu einigen.

Nach einer weiteren Diskus­
sion kam man zu folgendem Er­
gebnis:

wurde auf einer großen FDJ-Mit- 
gliederversammlung beschlossen, 
die durch starken Mitglieder­
schwund gezeichneten FDJ-Grup- 
pen aufzulösen. Im weiteren Ver­
lauf wählten alle Klassen ihre 
Klassensprecher bzw. -Vertreter. 
Diese wurden im Lehrlingsrat zu­
sammengefaßt. Der Lehrlingsrat 
ist unabhängig von Weltanschau­
ungen und Organisationen. Es 
geht in erster Linie um die Inter­
essen der Lehrlinge.

Auf der ersten Sitzung des 
Lehrlingsrates wurden bereits 
konkrete Forderungen aufgestellt,

ten die Delegierten allerdings 
keinen AFO-Sekretär, sondern 
beließen alles - jedenfalls vor­
läufig-.beim alten.

Was sich aber ändern wird,

ist, daß FDJ: bzw. Jugendarbeit 
künftig nach der Arbeitszeit und 
nur mit denjenigen, die aktiv 
mitmachen wollen, stattfinden 
wird.

* Auflösung der FDJ-Leitun- 
gen in den Klassen

w Wahl einer Klassenleitung 
mit einem Klassensprecher an 
der Spitze

* Dieser Klassensprecher ist 
gleichzeitig Vertreter seiner 
Klasse in einem Lehrlingsrat

e Erste Zusammenkunft des 
Lehrlingsrates am 29. November

Weiterhin einigte man sich 
darauf, daß die Gespräche über 
eine neue FDJ nicht beendet 
sind. Meinungen, Vorschläge, 
Forderungen, Hinweise, Ideen 
an eine neue FDJ werden weiter­
hin in den Klassen gesammelt 
und an den Zentralrat der FDJ 
weitergeleitet.

Eine Zusammenkunft aller an ei­
ner neuen FDJ Interessierten wird 
es nach dem XIII. Parlament der 
FDJgeben Mike Grub, AE71

ein Termin beim Direktor verein­
bart.

Wir wollen kein Gegner der 
staatlichen Leitung sein, sondern 
konstruktiv mit ihr Zusammenar­
beiten. Wenn es aber um unsere 
Rechte geht, werden wir kämpfen.

Ich möchte noch einmal auf die 
FDJ zurückkommen. Der derzeit 
durch einige Stellen künstlich am 
Leben erhaltenen FDJ stehen wir 
ablehnend gegenüber. Wir beteili­
gen uns an der Ausarbeitung eines 
neuen Konzepts für die Jugendar­
beit Daniel Stark, AM 82

Mbßt/br 
wieder 
ebwna/ 

abwarten, 
was von 
„oben" 
^ronwnt/

Am 30. November ent­
deckte ich an einer Wandzei­
tung Sabrina Krohns Anfrage 
zu unserer AFO-Wahlbeteili- 
gung (TRAFO 47/89). Dazu 
schrieb einer seine Meinung. 
Zuerst dachte ich: Na toll! 
Aber beim Lesen kamen mir 
doch ein paar Zweifel. Wort­
laut: Laßt doch alle FDJ-Mit- 
glieder neu eintreten, nach­
dem sich die FDJ-Leitung um­
formiert hat. Ist es schon wie­
der vergessen, wie eine 
lOOprozentige Teilnahme 
bzw. Mitgliedschaft in der 
FDJ in manchen Schulen er­
reicht worden ist??? - Ende 
- Erst richtig stutzig wurde 
ich, als ich keinen Namen un­
ter diesem Text fand. Hier 
meine Antwort darauf.

Ich finde es nicht gerade 
aktuell, anonym zu bleiben! 
Die Zeiten sind doch wohl 
vorbei - oder hast Du Angst, 
daß sie zurückkommen? 
Dann tu etwas dagegen! 
Aber nicht so! Wenn man ei­
nen Standpunkt vertritt, dann 
doch bitte mit Namen.

Sabrina hat irgendwo 
recht: In kleinen Kreisen zu 
meckern trägt nicht gerade 
dazu bei, Probleme zu lösen, 
man sollte schon die Chance 
einer AFO Wahl nutzen. Ich 
z. B. habe das Gefühl, daß 
die Leute, die meckern und 
dann nicht kommen, es nicht 
mehr sehr ehrlich meinen.

Wie soll nach Deiner Mei­
nung die FDJ-Leitung sich 
umformieren, wenn keine 
Vorschläge dazu kommen 
(siehe AFO-Wahl - geringe 
Teilnahme - zu wenig Mei­
nungen). Und von Dir kam ja 
wohl auch nichts, .oder? Es 
wäre schön, wenn ich mich 
irren würde!!

Und noch ein Widerspruch: 
Wenn alle FDJler austreten, 
gibt es auch keine FDJ -Leitung 
mehrzum Umbilden. Logisch: 
Es sind ja ebenso FDJler wie Du 
und ich! Einen Vorschlag an 
die FDJ-Leitung habe ich noch: 
Macht doch endlich mal eine 
große Diskussionsrunde für 
alle Interessierten, zu dem 
Thema: FDJ - wie geht es wei­
ter? Brauchen wir eine FDJ?

Oder müßt ihr wieder mal 
abwarten, was nun von oben 
kommt?

Ilka Graul, AFO 8, Tel.
22 36 

Nachtrag: Übrigens meldete 
sich der „Anonyme" in der 
Redaktion, es ist Frank Ben- 
kowsky. Er bat uns, klarzu­
stellen, daß sein Vorschlag 
darauf hinzielt, nur die wirk­
lich an einer Jugendarbeit in 
der FDJ interessierten Ju­
gendlichen für eine erneu­
erte FDJ zu gewinnen.

www.industriesalon.de
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11-König der Lüfte
Waagerecht: 1. Stadt an der Elbe, 3 
Zuchttier, 6. Warmlufttrockenanlage, 8. 
grober Wollstoff des Orients, 10. Mini­
ster der DDR, gest. 1961, 12. tropischer 
Baum, 15. Komponist 1770-1827, 20. mit­
telasiatischer Fluß, 21. Gestalt einer Oper 
von Gotovac, 22. besondere Form der 
Materie, 23. melodisches Gedicht, 24. 
südfranzös. Hafenstadt.

Waagerecht: 1. Maar, 3. Eber, 6. Mensa, 
8. Rau, 10. Kai, 12. Stralsund, 15. Eide­
rente, 20. Ire, 21. Aal, 22. Fuder, 23. 
Edam, 24. Sake.

Senkrecht: 1. Altgriechischer Dichter, 2. 
niederländische Stadt, 3. ehern. Zeichen 
für Erbium, 4. europäische Hauptstadt, 5. 
Einsicht, Bedauern, 7. Nebenfluß der 
Maas, 9. Stadt in der Schweiz, 11. Ta­
graubvogel, 13. Funktion, 14. afrikani­
sche Sprache, 15. Stadt in der Schweiz, 
16. Hast, 17. Bewegungslänge eines Kol­
bens, 18. Blutader, 19. Kennzeichen, Ei­
genart.

Senkrecht: 1. Mars, 2. Amur, 3. Es, 4. 
Baku, 5. Raid, 7. Nil, 9. Atair, 11. Anita, 
13. Ale, 14. See, 15. Eibe, 16. DEFA, 17. 
Rad, 18. Nara, 19. Elbe.

SPORH/tMfS

FSG auswärts 
/mß/Vcfe/

Außenhandel - 
TSG O'weide 0:2

Nach den Spielausfäl- 
len der letzten Wochen 
konnte nun endlich wie­
der um Bezirksligapunkte 
gekämpft werden. Dem­
entsprechend ehrgeizig 
ging unsere TSG Elf im 
Auswärtstreffen gegen 
Außenhandel zur Sache.

Wir übernähmet! sofort 
die Initiative und kontrol­
lierten das Geschehen auf 
dem stark aufgeweichten 
Geläuf. Die Mannschaft 
spielte endlich wieder 
ihre Potenzen aus und 
kam nie ernsthaft in 
Schwierigkeiten. Die 
TROjaner erspielten sich 
eine große Anzahi von 
Tormöglichkeiten, bis 
dann endlich' Matthias 
Zierus in der 24. Minute 
den Ball zum 0:1 über die 
Linie drückte.

Auch in der 2. Hälfte er­
spielten wir uns eine 
Reihe von Chancen. Au­
ßenhandel setzte alles auf 
Offensive und wurde von 
uns ein ums andere Mal 
ausgekontert. Harry Lind­
ner besorgte dann in der 
70. Minute das 0:2, wel­
ches auch die endgültige 
Entscheidung darstellte.

Leider verpaßten wir in 
diesem Spiel die Möglich­
keit, unser Torkonto wei­
ter aufzubessern.

Norbert Trieloff
Unsere Aufstellung: 

Liedigk, Lehmann, Trie­
loff, Zierus, Könnicke, 
Berthold, Lindner, Zithier 
(80. Antosch), Gerlach, 
Hannig, Göllnitz.

7%%ane/n 
e/h^oAesfesf 

unde/h 
gesundes neues 
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